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Vernehmlassung der Grünen Kanton Solothurn «Öffentliches Beschaffungswe-
sen: 1. Beitritt zur IVöB 2019 und 2. Totalrevision des Gesetzes über öffentliche 
Beschaffungen (SubG)» 

 

Sehr geehrte Herr Staatsschreiber Andreas Eng 
Sehr geehrter Herr Franz Fürst 

Die GRÜNEN Kanton Solothurn bedanken sich für die Gelegenheit an der Ver-
nehmlassung «Öffentliches Beschaffungswesen: 1. Beitritt zur IVöB 2019 und 2. 
Totalrevision des Gesetzes über öffentliche Beschaffungen (SubG)» teilnehmen 
zu können. Gerne nehmen wir hiermit zusätzlich zum Fragebogen, welcher sich in 
der Beilage zu diesem Schreiben befindet, zur Vernehmlassungsvorlage Stellung. 

Grundsätzlich begrüssen wir den Beitritt des Kantons Solothurn zur Interkanto-
nalen Vereinbarung über das öffentliche Beschaffungswesen (IVöB) vom 15. No-
vember 2019. So werden schweizweit, respektive die Kantone, welche der IVöB bei-
getreten sind, einheitliche Regelungen geschaffen. Mit diesem Beitritt werden 
grosse Teile des aktuellen kantonalen Gesetzes über öffentliche Beschaffungen 
(Submissionsgesetz) hinfällig, eine Totalrevision desjenigen ist daher angezeigt. 

Aus grüner Sicht, weist die IVöB wesentliche Verbesserungen zur aktuellen kanto-
nalen Gesetzgebung auf. Die Grünen begrüssen insbesondere die Verankerung der 
Einhaltung der Arbeitsschutzbestimmungen, der Arbeitsbedingungen, der Lohn-
gleichheit und des Umweltrechts im öffentlichen Beschaffungswesen (§12 IVöB). 
§63, 4 der IVöB gibt den Kantonen explizit die Kompetenz, zu den Nachhaltig-
keitskriterien aus §12, kantonale Ausführungsbestimmungen zu erlassen. Mit der 
vorliegenden Totalrevision des Submissionsgesetzes wird auf diese Möglichkeit 
verzichtet. Die Grünen schlagen daher vor, im §5 des kantonalen Submissionsge-
setzes, in welchem definiert ist, in welchen Bereichen des öffentlichen Beschaf-
fungswesens der Regierungsrat Verordnungen erlassen kann, die Möglichkeit des 
§63, 4 IVöB zu integrieren. Somit würde der Regierungsrat die Möglichkeit erhal-
ten, mittels Verordnungen kantonale Ausführungsbestimmungen zum §12 IVöB 
zu erlassen. 
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Gemäss §10 IVöB sind öffentlich-rechtliche Vorsorgeeinrichtungen von den Best-
immungen des IVöB ausgenommen, die Kantone hätten allerdings die Möglich-
keit, diese den Bestimmungen der IVöB zu unterstellen (§63, 4 IVöB). Im Kanton 
Solothurn betrifft dies die PKSO. Grundsätzlich können die Grünen nachvollzie-
hen, dass die PKSO nicht der IVöB unterstellt sein soll. Die Grünen vertreten je-
doch die Haltung, dass sich die PKSO in ihrem Beschaffungswesen an den rechtli-
chen Grundsätzen der öffentlichen Submission und an Nachhaltigkeitskritierien, 
wie sie in der IVöB beschrieben sind, orientieren müssen. Sofern also dereinst die 
PKSO nicht der IVöB unterstellt wird, erwarten die Grünen Kanton Solothurn ge-
rade auch im Zuge der Umsetzung des im Kantonsrat erheblich erklärten Auftrags 
«Für unsere Zukunft - Für eine ernsthafte Klimapolitik!» von der PKSO die rechtli-
chen und inhaltlichen Grundsätze der IVöB einzuhalten. 

 

Mit freundlichen Grüssen 
 

 

 

 

Laura Gantenbein 
Präsidentin GRÜNE Kanton Solothurn 

 

 

 

Für Rückfragen: 

Christof Schauwecker 
Kantonsrat GRÜNE (079 584 81 11) 

 

 

Beilagen: 

- Fragebogen zur Vernehmlassung 


